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A. Problem 

Förderung der deutschen Wirtschaft einschließlich Berlins 


B. Lösung 

Bereitstellung von Mitteln in Höhe von rund 4,9 Mrd. DM für 
die in den Wirtschaftsfonds genannten Förderungszwecke. Die 
Ausgaben werden durch Zins- und Tilgungsmaßnahmen und 
zu rund 22 v. H. durch Kreditaufnahme finanziert. 


C. Alternativen 

keine 

D. Kosten 

vergleiche oben B. Lösung 


Einmütigkeit im Ausschuß 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf mit dem Gesamtplan des ERP-Sondervermögens 1987 — 
Drucksache 10/5406 — mit folgenden Änderungen anzunehmen; 

1. Kapitel 1 Titel 862 01 — 691 — Finanzierungshilfen zur Leistungssteigerung 
kleiner und mittlerer Unternehmen 

a) In der Spalte Zweckbestimmung wird der Ansatz (Betrag für 1987) von 
2229 000 TDM um 10000 TDM auf 2239000 TDM erhöht. 

b) In der Spalte Erläuterungen wird die Ausgabe für die Refinanzierung priva- 
ter Kapitalbeteiligungsgesellschaften (Unterabschnitt d) von 25000000 DM 
um 10 000 000 DM auf 35 000 000 DM erhöht. 

c) Die Summe aller Unteransätze (zu Titel 862 01 der Erläuterungen) wird von 
2 229000000 DM um 10000000 DM auf 2 239 000000 DM erhöht. 

2. Kapitel 1 Titel 853 02 — 692 — Investitionen von Gemeinden 

a) In der Spalte Zweckbestimmung wird der Ansatz (Betrag für 1987) von 
65000 TDM um 10000 TDM auf 55000 TDM reduziert. 

b) In der Spalte Zweckbestimmung wird nach der Titelbezeichnung der fol- 
gende Haushaltsvermerk eingefügt: 

„Einsparungen dienen zur Deckung von Mehrausgaben bei Titel 85311 — 
330 — Abwasserreinigung.“ 

3. Erläuterungen zu Kapitel 2 Titel 831 22 — 691 
Die Erläuterungen erhalten folgenden Absatz 2: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, der Berliner Industrie- 
bank AG zur Aufstockung des haftenden Kapitals durch Umwandlung von 
Darlehen Genußscheinrechte im Betrage von bis zu 40 Mio. DM zur Verfügung 
zu stellen. Die Verstärkung der Eigenkapitalbasis ist erforderlich, um den 
Förderauftrag in Berlin ohne Verstoß gegen das Kreditwesengesetz zu erfül- 
len.“ 

4. Erläuterungen zu Kapitel 5 Titel 182 02 — 691 

Zu Titel 182 02 wird folgende Erläuterung aufgenommen: 

„Der Bundesminister für Wirtschaft wird ermächtigt, Darlehensforderungen in 
Berlin bis zur Höhe von 40 Mio. DM in Genußscheinrechte der Berliner Indu- 
striebank AG umzuwandeln (vgl. hierzu auch Erläuterungen zu Kapitel 2 Titel 
83122).“ 


Bonn, den 25. Juni 1986 

Der Ausschuß für Wirtschaft 

Dr. Unland Niegel Jung (Düsseldorf) 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5738 


Bericht der Abgeordneten Niegel und Jung (Düsseldorf) 


I. 

Der Gesetzentwurf wurde in der 217. Sitzung der 
10. Wahlperiode des Deutschen Bundestages am 
16. Mai 1986 zur federführenden Beratung an den 
Ausschuß für Wirtschaft und zur Mitberatung an 
den Haushaltsausschuß und an den Ausschuß für 
innerdeutsche Beziehungen überwiesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 563. Sitzung am 
18. April 1986 gemäß § 76 Abs. 2 des Grundgesetzes 
beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine Ein- 
wendungen zu erheben. 

Der mitberatende Ausschuß für innerdeutsche Be- 
ziehungen hat sich bei seinen Beratungen am 
18. Juni 1986 auf die Berlin und das Zonenrandgebiet 
betreffenden Probleme beschränkt. Er empfiehlt 
ohne Gegenstimme die Annahme des Entwurfs und 
erinnert in diesem Zusammenhang daran, daß der 
Ausschuß die Auffassung vertritt, es sei ratsam, bei 
den Umweltschutzinvestitionen zusätzlich eine Zins- 
differenzierung zwischen Berlin, dem Zonenrandge- 
biet und den übrigen Fördergebieten vorzusehen. 

Der Haushaltsausschuß hat in seiner Sitzung am 
25. Juni 1986 beschlossen, dem Gesetzentwurf zuzu- 
stimmen. 

Der Unterausschuß „ERP-Wirtschaftspläne“ des 
Ausschusses für Wirtschaft hat in seiner Stitzung 
am 18. Juni 1986 einmütig bei einer Enthaltung des 
Mitglieds der Fraktion DIE GRÜNEN zum Gesetz- 
entwurf insgesamt vorgeschlagen, dem Deutschen 
Bundestag zu empfehlen, den Gesetzentwurf mit 
dem Gesamtplan des ERP-Sondervermögens 1987 
mit den in der Beschlußempfehlung dargelegten Än- 
derungen anzunehmen. 

II. 

Der ERP-Wirtschaftsplan 1987 schließt bei Einnah- 
men und Ausgaben mit rund 4,9 Mrd. DM ab. Das 
Planvolumen ist gegenüber dem des Vorjahres um 
6,4 V. H. gewachsen. 

Der Plan wird zu 3,8 Mrd. DM aus Eigenmitteln und 
zu ca. 1,1 Mrd. DM (= 22 v. H.) aus Fremdmitteln 
finanziert. Diese sollten in den kommenden Jahren 
wieder zurückgeführt werden. Der hohe Anteil der 
Fremdmittel hat seine Ursache in den Sonderaktio- 
nen zugunsten der bauintensiven Maßnahmen, die 
am 1. Juli 1985 von der Bundesregierung beschlos- 
sen wurden. 

Das Fördervolumen des ERP-Wirtschaftsplans für 
das Jahr 1987 beträgt knapp 5,3 Mrd. DM und ist um 
210 Mio. DM (ca. 4 v. H.) höher als im Vorjahr. Im 
Fördervolumen sind — wie schon für den ERP-Plan 
1986 — 800 Mio. DM Sonder auf Stockung zugunsten 
bauintensiver Investitionen und 200 Mio. DM als wei- 
terer Zuwachs enthalten. Die Sonderaufstockung zu- 


gunsten bauintensiver Maßnahmen ist in die einzel- 
nen Ansätze eingearbeitet. 

Die Ansätze für die Förderung kleiner und mittlerer 
Unternehmen (ca. 2,3 Mrd. DM), für das Regional- 
programm (ca. 1 Mrd. DM) und für das Existenz- 
gründungs- und Standortprogramm (rund 1,2 Mrd. 
DM) sind gegenüber dem Vorjahr unverändert. 

Das Gesamtvolumen für sämtliche Umweltschutz- 
programme ist um 170 Mio. DM auf 1,35 Mrd. DM 
gestiegen. Dabei sind die Ansätze für das Abwasser- 
reinigungsprogramm gegenüber dem Vorjahr 
gleichgeblieben. Dagegen werden die Ansätze für 
das Luftreinhaltungsprogramm um 100 Mio. DM 
und für das Abfallbeseitigungsprogramm um 70 Mio. 
DM aufgestockt. 

Für die Berlin-Förderung wird der Gesamtansatz 
um 20 Mio. DM auf 685 Mio. DM erhöht. 

Die Zinsquote ist auf 13 v. H. gestiegen, da sich die 
Kosten für die Kreditaufnahme um 10 Mio. DM auf 
650 Mio. DM erhöht haben. 

III. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat den Gesetzentwurf 
in seiner Sitzung am 25, Juni 1986 beraten. Er ist 
dem Vorschlag seines Unterausschusses gefolgt, die 
Finanzierungshilfen zur Leistungssteigerung klei- 
ner und mittlerer Unternehmen zu Lasten des Ge- 
meindeprogramms um 10 Mio. DM zu erhöhen. Er ist 
davon ausgegangen, daß die bisherige Abwicklung 
des Gemeindeprogramms für 1986 Zweifel erweckt, 
ob die hierfür veranschlagten sowie die für das Ge- 
meindeprogramm 1987 vorgeschlagenen Mittel in 
voller Höhe benötigt werden. Andererseits hat sich 
für das Beteiligungsprogramm ein Mehrbedarf auch 
für 1987 ergeben. Dieser dürfte mit 10 Mio. DM zu 
decken sein. Die beantragte geringfügige Mittelum- 
schichtung zu Lasten des Gemeindeprogramms er- 
scheint vom Bedarf her vertretbar und im Interesse 
der mittelständischen Beteiligungsfinanzierung für 
geboten. 

Bei der Abwasserreinigung hat sich — insbesondere 
auch wegen der ab 1986 wirksamen Einbeziehung 
von Hauptsammlern, Regenüberlaufbecken und Ka- 
nalisationen — ein hoher Mehrbedarf ergeben. Die 
Verschärfung der Abwasserregelungen führt vor- 
aussichtlich zu einer weiteren Nachfrage. 1986 kön- 
nen neben den bereits aufgestockten ERP-Mitteln 
hierfür noch Restmittel der Kreditanstalt für Wie- 
deraufbau zu ERP-Konditionen aus deren Sonder- 
tranche 1985 eingesetzt werden. Es ist jedoch zu er- 
warten, daß die starke Nachfrage auch 1987 anhält. 
Daher sollten eventuelle Reste des Gemeindepro- 
gramms für die Abwasserreinigung bereitgestellt 
werden können. Die Ansätze hierfür sind im Ent- 
wurf für den ERP-Wirtschaftsplan 1987 gegenüber 
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1986 — anders als für die Programme Luftreinhal- 
tung und Abfallwirtschaft — nicht erhöht worden. 

Eine weitere Notwendigkeit zur Änderung des Ge- 
setzentwurfs ergibt sich daraus, daß mit der Novelle 
zum Kreditwesengesetz die Anforderungen an die 
haftenden Mittel der Bankinstitute verschärft wor- 
den sind. Das für das ERP-Sondervermögen in Ber- 
lin tätige Hauptleihinstitut, die Berliner Industrie- 
bank AG, wird in der Form einer Aktiengesellschaft 
geführt und unterliegt den Regeln und Vorschriften 
des Kreditwesengesetzes. Um der Berliner Indu- 
striebank den Handlungsspielraum bei der Wahr- 
nehmung der Förderaufgaben zu erhalten, ist eine 
Verbreiterung der Haftungsbasis notwendig. Das 
Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen hat deut- 
lich gemacht, daß in Zukunft Freistellungen und 
Sonderregelungen nur noch dann gewährt würden, 
wenn die Haftungsbasis der Berliner Industriebank 
verbreitert werde. 

Um den Anforderungen Rechnung zu tragen, sollte 
von den Forderungen des ERP-Sondervermögens 
gegenüber der Berliner Industriebank — zur Zeit 
rund 3 Mrd. DM — im benötigten Umfang ein Teilbe- 
trag von 40 Mio. DM mit Rangrücktritt versehen und 
mit den Merkmalen des Genußrechtskapitals ausge- 
stattet werden. Damit könnte der finanzielle Auf- 
wand für das ERP-Sondervermögen so gering wie 
möglich gehalten und eine Schmälerung des Förder- 
potentials vermieden werden. Aufgrund der neuen 
Regelungen im Kreditwesengeschäft ist Genuß- 
rechtskapital nunmehr ausdrücklich als Haftungs- 
kapital anerkannt. Für das ERP-Sondervermögen 
ergeben sich aus Risikogesichtspunkten keinerlei 


Probleme aus der Umwandlung der Forderung von 
40 Mio. DM in Genußrechtskapital. 

Der Bundesminister der Finanzen hat der Umwand- 
lung der Forderung in Genußkapital bereits grund- 
sätzlich zugestimmt. 

Die Erläuterungen zu Kapitel 2 Titel 831 22 werden 
daher um einen Absatz 2 erweitert, zu Kapitel 5 Titel 
182 02 wird eine weitere Erläuterung auf genommen. 

Der Ausschuß hat sich nicht entsprechend der Bitte 
des Ausschusses für innerdeutsche Beziehungen 
dazu entschließen können zu empfehlen, bei den 
Umweltschutzinvestitionen zusätzlich eine Zinsdif- 
ferenzierung zwischen Berlin, dem Zonenrandge- 
biet und den übrigen Fördergebieten vorzusehen. 
Die Kohärenz des Zinsgefüges der Programme 
müsse erhalten bleiben. Ein Ausgleich erfolge im 
übrigen durch den höheren Finanzierungsanteil. Die 
Finanzierungsquote (ERP-Anteil an den Gesamt- 
investitionen) betrage normalerweise bei den Um- 
weltprogrammen nur 30 bis 40 v. H. Bei Förderungen 
im Zonenrandgebiet seien Finanzierungsquoten bis 
66 V. H. möglich. Hierdurch werde faktisch derselbe 
Effekt erreicht. Im übrigen habe die Ungleichheit 
bei der Nachfrage ihre Ursache in einem geringeren 
Bedarf. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfiehlt dem Deut- 
schen Bundestag einmütig, den Entwurf eines Ge- 
seztes über die Feststellung des Wirtschaftsplans 
des ERP-Sondervermögens für das Jahr 1987 (ERP- 
Wirtschaftsplangesetz 1987) — Drucksache 10/5406 
— mit den vorgeschlagenen Änderungen anzuneh- 
men. 


Bonn, den 25. Juni 1986 

Niegel Jung (Düsseldorf) 

Berichterstatter 
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